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Dauer-Lockdowns, horrende
Kosten und völlige Intransparenz –
Corona-Protokolle müssen offengelegt werden

Die bekannt gewordenen Co-
vid-Protokolle des deutschen Ro-
bert Koch-Instituts belegen die 
Ineffektivität und Unverhältnismä-
ßigkeit der Corona-Maßnahmen in 
Deutschland. Selbiges ist auch in 
Österreich – hier speziell in Wien 
– zu erwarten. Daher verlangen wir 
eine vollständige Aufklärung und 
Offenlegung der Entscheidungs-
findungsprozesse. Unter anderem 
sollen die Corona-Protokolle der 
Sitzungen des Wiener Krisenstabes 

sowie der Besprechungen aus den 
Büros von SPÖ-Bürgermeister Lud-
wig und SPÖ-Gesundheitsstadtrat 
Hacker veröffentlicht werden.

Bürgermeister Ludwig muss sich 
dafür verantworten, dass den Wie-
nern die mit Abstand strengsten 
Corona-Maßnahmen aufgezwun-
gen wurden. „Dauerlockdowns“, 
allein sterbende Menschen, de-
nen der Besuch ihrer Angehöri-
gen verweigert wurde, Ungeimpfte, 

die vom gesellschaftlichen Leben 
ausgeschlossen oder Gastrono-
miebetriebe, die in den Ruin ge-
trieben wurden, prägten über viele 
Monate unseren Alltag. Darüber 
hinaus wurde die Maskenpflicht 
bis zum Exzess ausgereizt und mit 
der Corona-Testpflicht ein Milli-
ardenschaden angerichtet. Heute 
weiß man, dass diese willkürli-
chen Maßnahmen mehr zerstört, 
als genutzt haben. Letztendlich 
hat diese Vorgangsweise vielleicht 

Die überbordenden Schikanen des roten Corona-Regimes haben ihre Spuren hinterlassen. Bürgermeister 
Ludwig muss zur Rechenschaft gezogen werden

Mindestens 5,2 Milliarden Euro wurden für Covid-19-Tests bis 
Ende 2022 ausgegeben.

Bis April 2022 wurden 306,4 Millionen Tests durchgeführt.
Es wurde 16-mal mehr getestet als in Deutschland.
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Seit Monaten ist es das Be-
streben von Bürgermeister 

Ludwig, Migranten verstärkt zu 
„motivieren“, die österreichi-
sche Staatsbürgerschaft zu be-
antragen. Um hier den Zugang 
zu erleichtern, sollen nun sogar 
die Gebühren für die Einbürge-
rung deutlich gesenkt werden. 
Damit nicht genug, wird inner-
halb der SPÖ sogar darüber dis-
kutiert, die Staatsbürgerschafts-
prüfung für Asylanten komplett 
zu streichen. Das würde jedoch 
dem Ausverkauf unseres höchs-
ten Gutes, der österreichischen 
Staatsbürgerschaft, gleich-
kommen. Ein Kind erhält bei 
uns bei der Geburt die Staats-
bürgerschaft seiner Eltern, der 
Aufenthaltsort ist unerheb-
lich – und das soll unter allen 
Umständen auch so bleiben. 
 
Außerdem muss die Streichung 
der Möglichkeit der Einbür-
gerung von Asylberechtigten 
im Staatsbürgerschaftsgesetz 
durchgesetzt werden. Schließ-
lich darf Asyl immer nur Schutz 
auf Zeit sein und berechtigt si-
cher nicht zum Daueraufenthalt 
in Österreich.

Staatsbürger-
schaft schützen!

StR Dominik Nepp
FPÖ Landesparteiobmann

sogar mehr Menschenleben ge-
kostet als gerettet. Der Corona-Irr-
sinn hat der Stadt Wien Milliarden 
Euro gekostet. Geld, das mehr als 
intransparent vergeben wurde. 
Dieses Vorgehen hat folglich so-
gar den Bundesrechnungshof be-
schäftigt, der nicht mit Kritik am 
Corona-Testprogramm gespart hat. 
Nicht nur die überbordenden Kos-
ten waren die auffallend, sondern 
auch die Sinnhaftigkeit der Mas-
sentests wurden in Frage gestellt.

Die Wiener Freiheitlichen wollten 
von Beginn an Transparenz und 
Aufklärung. Zahlreiche eingebrach-
te Anfragen an den Bürgermeister 
sowie den Gesundheitsstadtrat 
wurden von beiden jedoch völlig 
unzureichend beantwortet. Bei-
spielsweise gab es keinerlei Aus-
künfte im Bezug auf die Verträge 
zwischen der Stadt Wien und dem 
Testunternehmen Lifebrain bzw. 
Lead Horizon.

Spätestens jetzt ist es an der Zeit, 
die Corona-Maßnahmen aufzu-
arbeiten und völlige Transparenz 

walten zu lassen. Die Wienerinnen 
und Wiener haben das Recht, ei-
nerseits die wahren Gründe für die 
Vorgehensweise zu kennen und 
andererseits zu erfahren, was es 
die Bundeshauptstadt unter dem 
Strich gekostet hat. Bürgermeister 
Ludwig muss sich erklären und für 
diese unverhältnismäßigen Ein-
schränkungen zur Rechenschaft 
gezogen werden.

  3899 Menschen haben in Wien 2023 die österreichische 
Staatsbürgerschaft erhalten. 
Rund ein Drittel davon waren Personen, die schon in 
Österreich auf die Welt gekommen sind. 

   Österreichweit sind die Einbürgerungen im Schnitt um 9,2 
Prozent gestiegen. 
Über 10 Prozent der 2023 Eingebürgerten stammen aus Syrien 
oder Afghanistan

Einbürgerungen 2023
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Es ist unglaublich, wie bru-
tal und skrupellos gewisse 

junge Menschen mittlerweile 
sind. Jugendbanden terrori-
sieren Passanten in Parks und 
U-Bahn-Stationen, sorgen für 
Unruhe in Einkaufszentren und 
scheuen auch vor gewalttäti-
gen Übergriffen nicht zurück.  
 
Erschreckenderweise nimmt 
die Gewaltbereitschaft auch bei 
Mädchen zu, die nicht minder 
brutal agieren als junge Männer. 
 
So wurden unlängst drei Teen-
ager, zwei davon Syrerinnen, 
verurteilt, die eine 16-Jährige 
beraubt und verprügelt haben. 
Mit dabei waren noch zwei Mäd-
chen unter 14 Jahren, die nicht 
weniger aggressiv agiert haben. 
 
Polizei und Justiz sind hilflos. 
Folglich ist eine Justizreform un-
umgänglich, denn solange un-
ter 14-Jährige straffrei bleiben, 
wird es hier keine Verbesserung 
geben. Die rechtlich gesehenen 
Kinder von damals sind längst 
nicht mehr mit den 
Heranwachsenden 
von heute zu 
vergleichen.

Brennpunkt
Jugendkriminalität

Maximilian
Krauss
FPÖ Klubobmann

Experten statt SPÖ-Günstlinge 
als Kontrollorgane

Umweltschutz ist Naturschutz

Die Wien Energie kommt aus den 
negativen Schlagzeilen nicht he-
raus. Nach Kritik an der unreflek-
tierten Sponsoren-Tätigkeit für den 
Fußballklub Rapid Wien hat sich nun 
der Rechnungshof den Geschäfts-
praktiken des Unternehmens ge-
widmet. In seinem Bericht wurden 
„systematische Schwächen“ in der 
Risikobewertung sowie politische 
Einflussnahme attestiert. Der Auf-
sichtsrat sei personell laut Rech-
nungshof nicht nach fachlichen 
Kriterien, sondern vielmehr nach 
der Nähe zur Stadt Wien zusam-
mengesetzt worden. Das bedeutet: 
Wer den Roten genehm war, be-
kam einen gut dotierten Posten. 
Da braucht es einen nicht zu wun-

dern, dass der „Aufsichtsrat seine 
Überwachungsfunktion im Hinblick 
auf das Liquiditäts-Risiko nicht 
umfassend wahrgenommen und 
seine Tätigkeit in einer kritischen 
Phase nicht intensivierte“, wie der 
Rechnungshof festgestellt hat. Nur 
mit viel Glück ist die Stadt Wien 
bei der Rettung der Wien Energie 
mittels Notvergabe durch den Bür-
germeister an einer finanziellen 
Katastrophe vorbeigeschrammt. 
Aus diesem Grund fordert die Wie-
ner FPÖ, dass die Besetzungen von 
Aufsichtsräten in Unternehmen 
im Eigentum der Stadt Wien nach 
fachlichen Kriterien und nicht nach 
politischer Einflussnahme erfolgen 
müssen.

Wenn Feldhamsterquartiere samt 
Bewohnern illegal von SPÖ-nahen 
Wohnbauträgern vor den Augen 
der SPÖ-Stadträte Gaal, Sima und 
Czernohorszky skrupellos zerstört 
werden, ist das ein absolutes Ar-
mutszeugnis für die selbsternann-
te „Umweltmusterstadt Wien“. Das 

monströse Stad-
tentwicklungs-
projekt bei der 
Süßenbrunner 
Straße - üb-

rigens unweit des Tierquartiers 
- wird nicht nur die Lebensquali-
tät tausender Anrainer, sondern 
auch den Lebensraum streng ge-
schützter Feldhamster sowie von 
Fuchs, Hase und Reh unwieder-
bringlich zerstören. Freunde in 
der Bauwirtschaft bekommen von 
den SPÖ-Granden den Vorzug – 
Artenschutz wird dabei ignoriert. 
Was über bleibt sind überdimen-
sionierte Bauten und versiegelte 
Ackerflächen.



 4 FPÖ WIEN

KLUB     REPORTWIEN

Die chaotische Schließung des 
AUVA-Spitals Lorenz-Böhler ist 
sowohl für Patienten als auch für 
das medizinische Personal eine 
Katastrophe. Die Untätigkeit von 
SPÖ-Gesundheitsstadtrat Ha-
cker verschärft diese Krise 
noch zusätzlich.Hacker hätte 
längst reagieren müssen, um 
die drohenden Engpässe in 
Bezug auf die Gesundheitsver-
sorgung in Wien abzufan-
gen. Laufend hört 
man von zu wenig 
und überarbei-
teten Personal 
und geschlos-
senen Statio-

nen in den Wiener-Spitälern, nun 
hätte man die Chance dies zu än-
dern. Warum gibt es seit Wochen 
keine Kooperation mit den Ärzten, 

Schwestern und Pflegern 
aus dem Lorenz-Böh-
ler, damit diese in den 
Häusern des WiGeV 
praktizieren können? 
Hacker versucht ein-

mal mehr sich ins stille 
 

 

Kämmerlein verziehen und die Sa-
che auszusitzen. Allerdings zeich-
net er sich für ein gut funktionie-
rendes Gesundheitssystem in Wien 
verantwortlich. Dazu gehört die 
Gewährleistung von rascher und 
bestmöglicher Patientenversor-
gung.

Wolfgang Seidl
Landtagsabgeordneter

Schluss mit Mindestsicherungs- 
zahlungen an Asylanten

Es krankt im Gesundheitssystem

Die Welle an Familienzusammen-
führungen von Asyl- und Schutzbe-
rechtigten spiegelt sich auch in der 
Wiener Mindestsicherungsstatistik 
wider. In den vergangenen drei Mo-
naten haben fast 3000 Personen 
mehr die Mindestsicherung be-
kommen. Asyl - und Schutzberech-
tigte sind hierbei längst die größte 
Gruppe unter den Sozialhilfe- oder 
Mindestsicherungsbeziehern.

Für die Jahre 2024 und 2025 hat die 
Stadt fast eine Milliarde pro Jahr 
für die Auszahlung veranschlagt. 
Das wird im Hinblick auf den Fa-
miliennachzug voraussichtlich 
nicht reichen. Die Wiener Freiheit-
lichen fordern, dass die Mindest-
sicherung an die Staatsbürger-
schaft gekoppelt und nicht länger 
als Geldgeschenk für Zuwanderer 
missbraucht wird.

Stadtrat Hacker muss Gesundheitsversorgung garantieren!

2020

2021

2022

2023

2024

2025

JAHR BUDGET GESAMT AUSGABEN FÜR MINDESTSICHERUNG

2011 12,1 Mrd. €

12,3 Mrd. €

12,5 Mrd. €

12,3 Mrd. €

13,1 Mrd. €

13,4 Mrd. €

14,7 Mrd. €

14,0 Mrd. €

14,2 Mrd. €

2012

2013

2014

2015

2016

2017

2018

2019

14,9 Mrd. €

16,2 Mrd. €

20,0 Mrd. €

16,6 Mrd. €

19,8 Mrd. €

20,2 Mrd. €

364 Mio. €

438 Mio. €

459 Mio. €

498 Mio. €

545 Mio. €

660 Mio. €

691 Mio. €

669 Mio. €

649 Mio. €

700 Mio. €

738 Mio. €

755 Mio. €

758 Mio. €

900 Mio. €

900 Mio. €


